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Seebad Stadt Ueckermünde 
Bebauungsplan Nr. B-49 „Liepgartener Straße/Pfarrwiesenallee“ 

 
STELLUNGNAHMEN DER VON DER PLANUNG BERÜHRTEN BEHÖRDEN,  

DER SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
nach § 4 Abs. 1 BauGB  

 
ABSTIMMUNG MIT DEN NACHBARGEMEINDEN 

nach § 2 Abs. 2 BauGB 
 

STELLUNGNAHMEN DER ÖFFENTLICHKEIT 
nach § 3 Abs. 1 BauGB 

 
 ABWÄGUNGSMATERIAL 

nach § 1 Abs. 7 BauGB 
 

 

Beratungsstand: 
Fachausschuss für Bau, Ordnung und Sicherheit vom ………………. 

Hauptausschuss vom ………………. 
Stadtvertretung vom ………………. 

Aufgestellt: 
Ueckermünde/ Neubrandenburg, den 07.02.2024 
 

Stadt Seebad Ueckermünde 

Bau- und Ordnungs-
amt 

Am Rathaus 3 17373 Ueckermünde Tel.: 039771-284-67 Fax: 039771-284-70 stadtpla-
nung@ueckermu-
ende.de 

In Zusammenarbeit 
mit 

     

Planungsbüro Traut-
mann 

Walwanusstraße 26 17033 Neubranden-
burg 

Tel.: 0395-5824051 Fax.: 0395-36945948 info@planungsbuero-
trautmann.de 
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Folgende von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange waren nach § 4 Abs. 1 BauGB zur Abgabe einer 
Stellungnahme aufgefordert: 
 

 
I. 

 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

 
Schreiben vom 

Eine Stellungnahme 
liegt nach Ablauf der 
gesetzlichen Frist nicht 
vor 

1. Eisenbahn-Bundesamt 13.12.2021  

2. Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Stralsund  x 

3. Hauptzollamt Stralsund 14.12.2021  

4. Bergamt Stralsund 15.12.2021  

5. Landesamt für innere Verwaltung M-V 03.12.2021  

6. Landesamt für Gesundheit und Soziales M-V, Abt. Arbeitsschutz und technische 
Sicherheit 

17.12.2021  

7. Landesamt für Kultur und Denkmalpflege  x 

8.  Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastro-
phenschutz  

15.12.2021  

9.  Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern 17.12.2021 
21.12.2021 

 

10.  Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Sennplatte 14.12.2021  

11.  Landesforst Mecklenburg-Vorpommern  x 

12.  Straßenbauamt Neustrelitz 23.12.2021  

13.  Industrie- und Handelskammer Neubrandenburg 28.12.2021  

14.  Handwerkskammer Ostmecklenburg-Vorpommern  x 

15.  Landkreis Vorpommern-Greifwald 06.01.2022 
23.03.2022 

Fristverlängerung bis 
07.01.2022 

16.  Evangelische Kirchgemeinde Ueckermünde  x 

17.  Neuapostolische Kirche  x 

18.  Römisch-Katholische Kirche  x 

19.  Landesverband der Jüdischen Gemeinden in Mecklenburg-Vorpommern  x 

20.  E.DIS Netz GmbH 15.12.2021  

21.  Deutsche Telekom Technik GmbH 20.12.2021  

22.  Vodafone Deutschland GmbH 27.12.2021  

23.  Deutsche Bahn AG 08.12.2021  

24.  Verkehrsgesellschaft Vorpommern GmbH  x 

25.  Wasser- und Bodenverband „Uecker-Haffküste“ 01.02.2022  
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I. 

 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

 
Schreiben vom 

Eine Stellungnahme 
liegt nach Ablauf der 
gesetzlichen Frist nicht 
vor 

26.  Wasser- und Abwasser-Verband Ueckermünde 07.12.2021 
09.02.2022 

 

27.  REMONDIS Vorpommern Greifswald GmbH 27.12.2021  

28.  GDMcom Gesellschaft für Dokumentation und Telekommunikation mbH 07.12.2021  

29.  Bundesanstalt für Immobilienaufgaben  x 

30.  Staatliches Bau- und Liegenschaftsamt 20.01.2022  

31.  Deutscher Wetterdienst 16.12.2021  

 Amt für Raumordnung und Landesplanung Vorpommern 07.02.2022  

 

Nachbargemeinden: 

1. Gemeinde Vogelsang-Warsin   

2. Stadt Eggesin   

3. Gemeinde Liepgarten   

4. Gemeinde Meiersberg   

5. Gemeinde Lübs   

6. Gemeinde Mönkebude   

7. Gemeinde Grambin   

8. Stadt Torgelow 02.12.2021 keine Anregungen 

 

Während der öffentlichen Auslegung vom 03.01.2022 bis zum 07.02.2022 wurde keine Stellungnahme vorgebracht. 

1.   

2.   
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung, Ausführungen und Hinweise des Eisenbahn-Bundesamtes 
werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadtvertretung nimmt die Feststellung des Eisenbahn-Bundes-
amtes, dass es durch die gemeindliche Planung nicht betroffen ist, 
zur Kenntnis. 
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Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung und die Hinweise des Hauptzollamtes Stralsund werden im 
Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen und in die 
Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadtvertretung nimmt die Feststellung des Hauptzollamtes 
Stralsund, dass aus zollrechtlicher und fiskalischer Sicht keine Ein-
wendungen gegen die gemeindliche Planung bestehen, zur Kennt-
nis. 
 
 
Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maß-
nahmen durch den Vorhabenträger und seine Beauftragten zu be-
achten. Sie werden in die Begründung eingestellt. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung und die Ausführungen des Bergamtes Stralsund werden im 
Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen und in die 
Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt zur Kenntnis, dass die gemeindliche 
Planung innerhalb einer Bergbauberechtigung liegt, die der Planung 
nicht entgegensteht. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die ge-
meindliche Planung den Belangen des Bergamtes nach Energiewirt-
schaftsgesetz (ENWG) nicht berührt. 
 
 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung, Ausführungen und Hinweise des Landesamtes für innere Ver-
waltung Mecklenburg-Vorpommern werden im Rahmen der Be-
bauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt die Feststellung des Landesamtes 
für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern, dass sich Fest-
punkte im Bereich der gemeindlichen Planung befinden, zur Kennt-
nis. Jedoch verweist die Stadt Ueckermünde darauf, dass sich der 
angegebene Nivellementpunkt 3. Ordnung am Gebäude Liepgarte-
ner Straße 18 und damit außerhalb des Plangeltungsbereichs des 
Bebauungsplans befindet. 
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Der Landkreis Vorpommern-Greifswald war am Verfahren beteiligt. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung des Landesamtes für Gesundheit und Soziales Mecklen-
burg-Vorpommern wird im Rahmen der Bebauungsplanung zur 
Kenntnis genommen und in die Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt die Feststellung des Landesamtes 
für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern, dass die 
vom Amt wahrzunehmenden öffentlichen Belange durch die ge-
meindliche Planung nicht berührt werden, zur Kenntnis. 
 
Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maß-
nahmen durch den Vorhabenträger und seine Beauftragten zu be-
achten und werden als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
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Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung und Hinweise des Landesamtes für zentrale Aufgaben und 
Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz Mecklen-
burg-Vorpommern werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur 
Kenntnis genommen und in die Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadtvertretung nimmt die Feststellung des Landesamtes für 
zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastro-
phenschutz Mecklenburg-Vorpommern, dass es als Träger öffentli-
cher Belange für die gemeindliche Planung nicht zuständig ist, zur 
Kenntnis. 
Der Landkreis Vorpommern-Greifswald war am Verfahren beteiligt. 
 
 
Die Hinweise zu möglichen Munitionsfunden sind durch die Vorha-
benträger und ihre Beauftragten bei der Realisierung von Maßnah-
men zu beachten. Sie werden in die Begründung eingestellt. 
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Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lungen, Ausführungen und Hinweise des Staatlichen Amtes für 
Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern werden im Rahmen der 
Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen und in die weitere Pla-
nung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt die Feststellung des Staatlichen Am-
tes für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern, dass die die Be-
lange des Amtes, Abteilung Landwirtschaft und Flurneuordnungsbe-
hörde durch die gemeindliche Planung nicht berührt werden, zur 
Kenntnis. 
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Die Stadt Ueckermünde nimmt die Feststellung des Staatlichen Am-
tes für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern, dass durch die ge-
meindliche Planung keine wasserwirtschaftlichen Anlagen und keine 
naturschutzrechtlichen Belange berührt werden, zur Kenntnis. 
 
Die Ausführungen zum Küsten- und Hochwasserschutz werden zur 
Kenntnis genommen und in die Planung eingestellt. 
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Festsetzungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 16 c müssen sich auf die Errich-
tung von Gebäuden beziehen. Für nachträgliche Maßnahmen an vor-
handenen baulichen Anlagen gilt die Festsetzung nicht. 
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Die Ausführungen zum Altlastverdacht werden zur Kenntnis genom-
men und in die Planung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Meck-
lenburgische Seenplatte wird im Rahmen der Bebauungsplanung 
zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadtvertretung nimmt die Feststellung des Staatlichen Amtes 
für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte dass 
aus immissionsschutz- und abfallrechtlicher Sicht keine Bedenken 
gegen die gemeindliche Planung bestehen, zur Kenntnis. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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 Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffenen Feststel-
lungen und Ausführungen des Straßenbauamtes Neustrelitz wer-
den im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt zur Kenntnis, dass die Zuständigkeit 
des Straßenbauamtes durch die gemeindliche Planung nicht berührt 
wird. 
 
Direkte Zufahrten zur L 28 sind schon deshalb ausgeschlossen, weil 
der Plangeltungsbereich nicht direkt an die Landesstraße L 28 an-
grenzt. Im Norden des Plangeltungsbereichs wurden Gewerbege-
biete festgesetzt. 
 
 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung angeführten Beden-
ken der Industrie- und Handelskammer Neubrandenburg für das 
östliche Mecklenburg-Vorpommern werden im Rahmen der Be-
bauungsplanung zur Kenntnis genommen und im erforderlichen Um-
fang in die weitere Planung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt zur Kenntnis, dass es aus der Sicht 
der Industrie- und Handelskammer Neubrandenburg Bedenken zur 
gemeindlichen Planung gibt. 
 
Zu 1. Die Unternehmen sind bereits in die Planung einbezogen. Ge-
rade um die Unternehmen zu berücksichtigen, wurde der Geltungs-
bereich auf die beiden Unternehmen ausgedehnt. 
 
 
 
Zu 2. Den Planunterlagen lag auch eine schalltechnische Beurtei-
lung bei, aus der hervorgeht, dass von der Kfz-Werkstatt keine er-
hebliche Störung ausgeht. Mit dem betroffenen Unternehmen ist ab-
gestimmt, dass die auch künftig so bleiben soll. Somit steht einer 
Festsetzung als eingeschränktes Gewerbegebiet nichts entgegen. 
 
Zu 3. Hier wurde keine Baugrenze und damit keine Wohnbebauung 
festgesetzt; die Entscheidung ob hier besondere Nebenanlagen z. 
B. Gemeinschaftsstellplätze für die Wohnbebauung oder Aus-
gleichsmaßnahmen festgesetzt werden, bleibt dem weiteren Plan-
verfahren vorbehalten.  
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Zu 4. Der Hinweis ist richtig. Hier wird die entsprechende Korrektur 
vorgenommen. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffenen Feststel-
lungen, Ausführungen und Hinweise des Landkreises Vorpom-
mern-Greifswald werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur 
Kenntnis genommen und in die Planung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt die fachtechnischen Hinweise des 
Landkreises Vorpommern-Greifswald, Ordnungsamt, SG Brand- und 
Katastrophenschutz zur Kampfmittelgefährdung zur Kenntnis. Sie 
werden bei der Realisierung der Maßnahme durch den Vorhabenträ-
ger und/oder seine Beauftragten zu beachten sein und als Hinweis 
in die Begründung eingestellt. 
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Für die Löschwassersicherheit ist bei der inneren Erschließung des 
Gebietes ein Löschwasserhydrant zu planen.  
 
 
 
 
Die Stadt Ueckermünde nimmt zur Kenntnis, dass die untere Ver-
kehrsbehörde keine Einwände gegen die gemeindliche Planung hat. 
Die fachtechnischen Hinweise werden bei der Realisierung von Maß-
nahmen durch den Vorhabenträger und seine Beauftragten zu beach-
ten sein und werden in die Begründung eingestellt. 
 
 
Zu 1.Es wird zur Kenntnis genommen, dass für die bauordnungs-
rechtliche Erschließung die private Verkehrsfläche nicht ausreichend 
ist. 
 Zu 2. Das Geh- und Fahrrecht ist grundbuchlich gesichert. Die Stadt 
Ueckermünde weist den Vorhabenträger darauf hin, dass zusätzlich 
eine Baulast für die bauordnungsrechtliche Erschließung erforderlich 
ist. 
Zu 3. Es wird das Planzeichen für die Schwarz-Weiß-Darstellung 
verwendet. 
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Die Stadt Ueckermünde nimmt die Anregungen des Amtes für Bau 
und Naturschutz, SG Bauleitplanung/Denkmalschutz, SB Bauleitpla-
nung zur Kenntnis. 
 
Die Änderung des Flächennutzungsplanes ist im Parallelverfahren 
erforderlich. Die Stadt Seebad Ueckermünde wird zeitnah die 
nächste Änderung des Flächennutzungsplans einleiten. 
 
 
Es wurde eine Immissionsschutzprognose erstellt und die erforderli-
chen Maßnahmen in die Planung eingestellt. 
 
 
 
 
Die bestehenden Gewerbebetriebe verursachen keine Staub- oder 
Geruchsemissionen. Die Stadt Ueckermünde wird dies auch für die 
Zukunft ausschließen, denn schon jetzt befindet sich Wohnbebau-
ung in der Nachbarschaft. 
 
 
Es wird das Planzeichen für die Schwarz-Weiß-Darstellung verwen-
det. 
 
 
Die Stadt Ueckermünde nimmt zur Kenntnis, dass die gemeindliche 
Planung die Belange der Baudenkmalpflege nicht berührt. 
 
Der Hinweis auf mögliche weitere archäologische Funde war Be-
standteil des Entwurfes der Planung. 
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Das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege wurde am Verfahren 
beteiligt. Eine Stellungnahme ist nicht eingegangen. 
 
 
 
Die Stadt Seebad Ueckermünde nimmt zur Kenntnis, dass die uNB 
keine abschließende Stellungnahme abgeben kann. 
 
 
Die Stadt Seebad Ueckermünde nimmt die Ausführungen der uNB 
zu den gesetzlichen Anforderungen an einen Umweltbericht zur 
Kenntnis. 
 
Die Beurteilung des Eingriffs in das Schutzgut Fläche erfolgte im 
Umweltbericht unter Punkt 2.2.1. 
 
Die Anlage 1 des BauGB lag der Erstellung des Umweltberichtes zu-
grunde. 
 
Die Stadt Seebad Ueckermünde nimmt zur Kenntnis, dass die uNB 
aufgrund der fehlenden Erfassungen zu Fledermäusen keine vollum-
fängliche Bewertung der Fauna vornehmen kann. 
 
Eine Untersuchung der Fledermäuse gemäß Hinweisen zur Ein-
griffsregelung wird vom Bauherrn beauftragt und durchgeführt. 
 
Die Stadt Seebad Ueckermünde nimmt zur Kenntnis, dass die Ein-
griffsfolgen vollumfänglich auf Ebene der Bauleitplanung zu kom-
pensieren sind. 
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Die Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung wird gemäß „Hinweise zur Ein-
griffsregelung Mecklenburg-Vorpommern (HzE)“ erstellt. 
 
Die Stadt Seebad Ueckermünde nimmt zur Kenntnis, dass der vor-
gelegten FFH – Vorprüfung zugestimmt wird. 
 
 
Eine Vermessung des Gehölzbestandes erfolgte bereits. 
 
Es wurden bereits alle Bäume, die erhaltungswürdig sind und den 
vom Bauherrn vorgegebenen Zielen der Planung nicht entgegenste-
hen, zur Erhaltung festgesetzt. 
 
Der Ersatz für die übrigen Bäume, mit einem Stammumfang von über 
50 cm, wird gemäß Baumschutzkompensationsbedarf berechnet. Die 
Flächen für die Ersatzpflanzungen werden bestimmt. 
 
Es gibt keine zur Erhaltung festgesetzten Bäume in der Nähe der Bau-
grenzen. 
 
Es wird eine textliche Festsetzung gem. Vorschlag uNB für die zum 
Erhalt gekennzeichneten Gehölze in die Planunterlagen eingestellt. 
Hier wird der Ersatz bei Ausfall festgeschrieben. Eine Artenliste wird 
erstellt. 
 
Die Stadt Seebad Ueckermünde nimmt die Ausführungen der uNB zu 
den gesetzlichen Anforderungen an den Artenschutz zur Kenntnis. 
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Die Stadt Ueckermünde nimmt zur Kenntnis, dass das Amt für Was-
serwirtschaft und Kreisentwicklung, SG Abfallwirtschaft/Immissions-
schutz, SB Abfallwirtschaft/Altlasten der gemeindlichen Planung un-
ter Hinweisen zustimmt. Die fachtechnischen Hinweise sind bei der 
Realisierung von Maßnahmen durch den Vorhabenträger und deren 
Beauftragte zu beachten und werden als Hinweis in die Begründung 
eingestellt. 
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Die Stadt Ueckermünde nimmt zur Kenntnis, dass eine Beurteilung 
der gemeindlichen Planung aus immissionsrechtlicher Sicht auf-
grund fehlender Unterlagen nicht möglich ist. 
 
Die schalltechnische Untersuchung wird der unteren Immissions-
schutzbehörde vorgelegt. Die Hinweise zur schalltechnischen Unter-
suchung werden beachtet. 
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Die Stadt Ueckermünde nimmt zur Kenntnis, dass die untere Wasser-
behörde der gemeindlichen Planung unter Hinweisen zustimmt. 
 
Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maßnah-
men durch die Vorhabenträger und deren Beauftragte zu beachten 
und werden als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung, Ausführungen und Hinweise der E.DIS Netz GmbH werden im 
Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen und in die 
Planung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt nimmt die Feststellung der E.DIS Netz GmbH, dass es 
vorbehaltlich der Anlagensicherung des Unternehmens keine Be-
denken gegen die gemeindliche Planung gibt, zur Kenntnis. 
Der Hinweis, dass sich im Planbereich Leitungen und Anlagen des 
Unternehmens befinden, wird zur Kenntnis genommen. Anhand der 
Übersichtspläne wird festgestellt, dass sich im nördlichen Teil Gas-
leitungen und Niederspannungsstromkabel sowie die N-KV 010 
Liepgartener Straße 18 im Bereich der privaten Grundstücke und im 
Bereich der Zufahrt zum Planbereich ein Mittelspannungskabel be-
finden. Alle Leitungen und Anlagen befinden sich außerhalb der 
Baufenster, so dass der Bebauungsplan keine Leitungsumlegungen 
bedingt. 
Die Versorgungsleitungen, die sich auf den privaten Grundstücken 
befinden werden in die Planung eingestellt.  
Der Plangeltungsbereich beinhaltet keinen öffentlichen Bauraum. 
 
Die fachtechnischen Hinweise für den künftigen Ausbau werden zur 
Kenntnis genommen und in die Begründung eingestellt. 
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Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung, Ausführungen und Hinweise der Deutschen Telekom Technik 
GmbH werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis ge-
nommen und in die Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt nimmt die Feststellung der Deutschen Telekom Technik 
GmbH, dass es keine Einwände gegen die gemeindliche Planung 
gibt, zur Kenntnis. 
Der Hinweis, dass sich im Planbereich Telekommunikationslinien 
der Telekom befinden, zur Kenntnis. Anhand des Übersichtsplanes 
wird festgestellt, dass sich diese bis auf die Hausanschlussleitungen 
im Bereich der öffentlichen Straße (also außerhalb des Planbereichs 
des Bebauungsplans Nr. B-49) befinden. 
 
Die fachtechnischen Hinweise zu Bebauungsplänen werden zur 
Kenntnis genommen und in die Begründung eingestellt.  
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Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung, Ausführungen und Hinweise der Vodafone GmbH/Vodafone 
Deutschland GmbH werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt die Feststellung der Vodafone 
GmbH/Vodafone Deutschland GmbH, dass eine Ausbauentschei-
dung nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien getroffen wird, zur 
Kenntnis. 
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Die Stadt Ueckermünde nimmt die Feststellung der Vodafone 
GmbH/Vodafone Deutschland GmbH, dass sich Telekommunikati-
onslinien des Unternehmens im Plangeltungsbereich befinden, zur 
Kenntnis. Nach dem anliegenden Lageplan betrifft dies nur den äu-
ßersten Nordwesten und eine Hausanschlussleitung. 
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Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung, Ausführungen und Hinweise der Deutschen Bahn AG werden 
im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt die Feststellung der Deutschen Bahn 
AG, dass keine Bedenken gegen die gemeindliche Planung beste-
hen, zur Kenntnis. 
 
 
 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffenen Feststel-
lungen, Ausführungen und Hinweise des Wasser- und Bodenver-
bandes „Uecker-Haffküste“ werden im Rahmen der Bebauungspla-
nung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt die Feststellung des Wasser- und 
Bodenverbandes „Uecker-Haffküste“, dass die gemeindliche Pla-
nung keine Gewässer 2. Ordnung berührt, zur Kenntnis. 
 
 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffenen Feststel-
lungen, Ausführungen und Hinweise des Wasser- und Abwasser-
Verbandes Ueckermünde werden im Rahmen der Bebauungspla-
nung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt die fachtechnischen Hinweise zur Er-
schließung des Gebietes, zur Kenntnis. 
 
Sie sind bei der Realisierung von Maßnahmen durch den Vorhaben-
träger und deren Beauftragte zu beachten und werden als Hinweis 
in die Begründung eingestellt. 
 
 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Die Stadt Ueckermünde nimmt zur Kenntnis, dass die Löschwasser-
versorgung künftig über die neue private Straße zu sichern ist. 
Dies wird in die Begründung und den städtebaulichen Vertrag einge-
stellt. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung und Hinweise der REMONDIS Vorpommern Greifswald GmbH 
werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt den Hinweis der REMONDIS Vor-
pommern GmbH zur DGUV zur Kenntnis. 
In der Begründung wird auf die Abfallwirtschaftssatzung des Land-
kreises verwiesen. Diese wiederum enthält die Hinweise auf die 
DGUV, so dass ein nochmaliger Verweis darauf entbehrlich ist. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffenen Feststel-
lungen und die Ausführungen der GDMcom mbH werden im Rahmen 
der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt die Feststellung der GDMcom mbH, 
dass die gemeindliche Planung keine vorhandenen Anlagen und 
Planungen der Erdgasspeicher Peissen GmbH, Ferngas Netzgesell-
schaft mbH, ONTRANS Gastransport und der VNG Gasspeicher 
GmbH berührt, zur Kenntnis. 
 
 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung, Ausführungen und Hinweise des Staatlichen Bau- und Liegen-
schaftsamtes Neubrandenburg werden im Rahmen der Bebau-
ungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt die Feststellung des Staatlichen Bau- 
und Liegenschaftsamtes Neubrandenburg, dass sich im Plangel-
tungsbereich kein vom SBL Neubrandenburg verwalteter Grundbe-
sitz des Landes Mecklenburg-Vorpommern befindet, zur Kenntnis. 
 
 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Feststel-
lung, Ausführungen und Hinweise des Deutschen Wetterdienstes 
werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Ueckermünde nimmt die Feststellung des Deutschen Wet-
terdienstes, dass keine Einwände gegen die gemeindliche Planung 
bestehen, zur Kenntnis. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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